
Zur Geldanlage für minderjährige Kinder
Das Stadtbezirksgericht Berlin-Mitte 
hat in seinem Urteil vom 31. Mai 
1960 - 243 C 325/60 - (NJ 1961 
S. 432) ausgeführt, es entspreche so­
zialistischer Anschauung, daß Geld­
anlagen für minderjährige Kinder — 
insbesondere in der Form der Spar­
kassenbücher auf den Namen des 
Kindes — endgültig als deren Eigen­
tum anzusehen sind. Dieser Ansicht 
ist in NJ 1961 S. 500 mit einer Be­
gründung widersprochen worden, der 
ich mich nicht anschließen kann. Ich 
möchte darauf erwidern.

Die Einzahlung des Geldes durch den 
Elternteil auf das Sparkassenbuch 
enthält im Verhältnis zum Kind die 
Schenkung, im Verhältnis zur Spar­
kasse den Sparkassenvertrag.

Die Schenkung an das Kind hängt in 
erster Linie davon ab, ob das Kind 
ein eigenes und endgültiges Recht 
durch die Einzahlung des Vaters er­
worben hat (§ 328 Abs. 2 BGB). Gegen 
die endgültige Entäußerung des Gel­
des seitens des Vaters könnte spre­
chen, daß dieser gewollt habe, das 
Geld solle zum Wohle des Kindes zu 
einem späteren Zeitpunkt heran­
gezogen werden. Dem steht aber bei 
bestehender Ehe das Familienrechts­
verhältnis mit dem verstärkten Sor­
gerecht beider Elternteile entgegen. 
Beide Elternteile haben gemeinsam 
die Sorge für das Vermögen, und nur 
gemeinsam können sie über die Ab­
hebung von Geld beschließen. Nach 
Scheidung der Ehe geht das Bestim­
mungsrecht auf den sorgeberechtig­
ten El tern teil über.
Diese Regelung läßt es nicht zu, daß 
Vermögensstücke des Kindes, wie 
z. B. ein Sparkassenbuch, anders ge­
bildet werden, als zu eigenem und 
endgültigem Recht des Kindes. Ein 
Schwebezustand, der bestehen würde, 
wenn es in der Entscheidung des Va­
ters verbliebe, den Zeitpunkt des 
Vermögenserwerbs zu bestimmen, 
wäre einfach untragbar.
Wenn ein Elternteil auch nach außen 
hin kundtun will, daß das Kind erst 
zu einem späteren Zeitpunkt Berech­
tigter sein soll, dann-steht ihm die 
Möglichkeit offen, bei Einrichtung 
des Sparkontos eine Verfügungs­
beschränkung dahingehend zu bean­
tragen, -daß z. B. eine Auszahlung 
bis zur Volljährigkeit des Kindes nur 
an diesen oder jenen Elternteil er­
folgen soll. Das war im konkreten 
Fall nicht geschehen. Vielmehr lag 
hier ein sog. Insichgeschäft vor. Nach 
§ 181 BGB kann ein Vertreter, soweit 
ihm nicht ein anderes gestattet ist, 
nicht im Namen des Vertretenen mit 
sich im eigenen Namen oder als Ver­
treter eines Dritten ein Rechts­
geschäft vornehmen, es sei denn, daß 
das Rechtsgeschäft ausschließlich in

der Erfüllung einer Verbindlichkeit 
besteht.
Die Erfüllung der Verbindlichkeit lag 
nicht vor. Es war dem Vater aber ge­
stattet, das Insichgeschäft der Schen­
kung abzuschließen. Schenkungen an 
Kinder zu Geburts- und Feiertagen 
oder zur Jugendweihe sind doch stets 
verkehrsüblich. Liegt aber ein wirk­
sames Insichgeschäft vor, dann ist 
damit auch die nach § 516 BGB er­
forderliche Einigung vorhanden und 
die Schenkung wirksam. Hat aber 
das Kind eine eigene Forderung ge­
gen die Sparkasse, so steht ihm nach 
§ 952 BGB ein Recht am Sparkassen­
buch zu. Dagegen hat der Vater kein 
Recht auf Besitz nach § 986 BGB. 
Damit ist der gegen das Urteil vor­
gebrachte Einwand, die Schenkungs­
frage sei eine Tatfrage — was zutref­
fend ist — als durch diese Rechtsaus­
führungen erledigt anzusehen.
Es ist im Rechtsleben nicht ’ gleich­
gültig, ob das Sparbuch den Namen 
des Vaters oder des Kindes trägt. 
Zahlt z. B. der Vater auf sein eigenes 
Konto Geld mit dem Willen ein, es 
zugunsten des Kindes zu verwenden, 
so wird das Geld im Rechtsverkehr 
immer als Geld 'des Vaters zu be­
trachten sein. Eine Interventions­
klage des Kindes hätte keinen Erfolg, 
wenn die Gläubiger des Vaters die­
ses Konto pfändeten.
Wird dagegen wegen einer Geld­
forderung gegen den Vater in das 
Sparkassenbuch vollstreckt, das auf 
den Namen des Kindes lautet, so 
würde jeder vollstreckende ' Gläu­
biger und Gerichtsvollzieher die 
Nichtpfändbarkeit beachten müssen. 
Prämien oder Einzahlungen von drit­
ter Seite auf dieses Sparkassenbuch 
fallen dem Kind zu.
Die Klarheit des Bankverkehrs, die 
nicht — wie gegen das Urteil vorge­
bracht wurde — eine Frage der Le­
gitimation nach § 808 BGB ist, erfor­
dert, daß die auf dem Konto ver- 
zeichnete Person auch der tatsächlich 
Berechtigte ist. Es liegt auch nicht im 
Interesse der Sparkasse, wenn un-

Zu unserem Beitrag „Praktische Hin­
weise für die Zwangsvollstreckung 
in der Landwirtschaft“ (NJ 1961 
S. 667) Erhielten wir aus der Praxis 
den Hinweis, daß die im § 10 der 
1. DVO zum LPG-Gesetz vom 27. No­
vember 1959 (GBl. I S. 905) für jede 
beantragte Zwangsvollstreckung ge­
gen Genossenschaftsbauern vorge­
schriebene vorherige Anfrage beim 
LPG-Vorstand dann keinen Sinn

klare Inhaberverhältnisse über die 
Konten bestehen. Zahlungsverbote 
durch das Gericht oder Zahlungs­
sperren durch die Sparkasse müssen 
tunlichst vermieden werden. 
Schließlich stützen beachtenswerte 
moralische Gesichtspunkte das Urteil. 
Die Anlegung eines Sparbuches für 
ein Kind durch einen Elternteil er­
fordert für diesen auch ein starkes 
Verantwortungsgefühl. Wenn ein Va­
ter für sich ein Auto kaufen will, 
dann wird er sein Spargeld nicht auf 
das Konto des Kindes legen, sondern 
auf sein eigenes.
Für die Kindesanlagen bestehen 
leicht Gefahren, t’or allem bei 
schlechten Ehen oder wenn ein 
Elternteil trunksüchtig oder leicht­
sinnig ist. Deshalb betont das ange­
griffene Urteil besonders die Ver­
antwortlichkeit der Eltern. Mit Recht 
ist der Rat des Stadtbezirks Mitte 
(Abt. Jugendhilfe) in ständiger 
Praxis dem Mißbrauch entgegen­
getreten, daß Eltern die Spar­
kassenbücher ihrer Kinder als 
Pfand für aufzunehmende Kre­
dite zur Verfügung stellen. Er 
hat erklärt, daß er die nach §§ 1643, 
1822 Ziff. 10 BGB erforderliche Ge­
nehmigung für solche Geschäfte nicht 
erteilen werde.
Im gleichen Zusammenhang ist § 54 
des Entwurfs des Familiengesetz­
buchs zu sehen. Danach müssen 
Eltern die Genehmigung des Rates 
des Kreises einholen, wenn sie in 
Vertretung des Kindes ein Rechts­
geschäft abschließen, dessen Gegen­
stand den Wert von 300 DM über­
steigt, soweit nicht das Kind ledig­
lich einen rechtlichen Vorteil erlangt. 
Es ist nicht anzunehmen, daß ein 
Elternteil gegenüber dem Rat des 
Kreises mit dem Einwand gehört 
werden würde, das Sparguthaben ge­
höre noch nicht dem Kind, weil es 
dem Kind erst später zustehen solle. 
Alle dargelegten Gründe sprechen 
also dafür, daß der vom Stadtbezirks­
gericht Berlin-Mitte eingeschlagene 
Weg richtig war.

Dr. WALTER HEINERICI,
Richter am Stadtbezirksgericht Berlin-
Mitte
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habe, wenn es sich um die Beitrei­
bung von Unterhalt handele, weil 
bereits im .Unterhaltsprozeß diese 
Ermittlungen angestellt worden 
seien, deren Ergebnis auch die 
Grundlage für die Zwangsvollstrek­
kung bilden könne. Die nochmalige 
Anfrage führe nur zu einer erheb­
lichen Verzögerung, wie sich in einem 
Falle gezeigt habe, in dem die Ehe­
frau eines Genossenschaftsbauern
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Nochmals: Zur Zwangsvollstreckung 
in der Landwirtschaft
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